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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1985 Ausgegeben am 10. Mai 1985 84. Stück

187. Bundesgesetz: Änderung des Stickereiförderungsgesetzes
(NR: GP XVI IA 134/A AB 589 S. 86. BR: AB 2976 S. 460.)

188. Bundesgesetz: Änderung des Zollgesetzes 1955
(NR: GP XVI RV 572 AB 604 S. 88. BR: AB 2968 S. 460.)

189. Bundesgesetz: Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 1952
(NR: GP XVI RV 570 AB 599 S. 88. BR: AB 2967 S. 460.)

187. Bundesgesetz vom 17. April 1985, mit
dem das Stickereiförderungsgesetz geändert

wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Stickereiförderungsgesetz, BGBl. Nr. 222/
1956, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 62/1962 wird wie folgt geändert:

1. § 1 Abs. 3 lautet:

„(3) Das Beitragsaufkommen darf nur für
Zwecke der Unterstützung nach den Bestimmun-
gen dieses Bundesgesetzes, für vom Verwaltungs-
ausschuß gemäß § 3 beschlossene sonstige stickerei-
fördernde Maßnahmen und für die mit der Einhe-
bung und Verwaltung der Beiträge verbundenen
Kosten verwendet werden."

2. § 3 lautet:

„§ 3. Der Verwaltungsausschuß hat über
Anträge auf Gewährung einer Unterstützung oder
auf Zurückzahlung von Beiträgen im Rahmen des
Beitragsausgleiches gemäß § 7 Abs. 1, über die Ein-
stellung oder Rückforderung einer zuerkannten
Unterstützung sowie über Anträge auf Festlegung
einer längeren Laufzeit (Betriebszeit) gemäß § 13
Abs. 2 zu entscheiden. Weiters hat er unter
Bedachtnahme auf die zur Verfügung stehenden
Mittel und auf die wirtschaftliche Lage der Vorarl-
berger Stickereiwirtschaft sonstige stickereiför-
dernde Maßnahmen (zB zur Strukturverbesserung
und Werbung) zu beschließen und die hiefür auf-
zuwendenden Mittel festzulegen. Er hat ferner die
im § 7 Abs. 3 vorgesehenen Formblätter und Richt-
linien an die Gewerbetreibenden auszugeben."

3. § 4 Abs. 1 Z 7 lautet:

„7. die Kontrolle der Verschrottung von Sticke-
reimaschinen, wenn hiefür eine Unterstützung
gewährt wird;"

4. Die bisherigen Z 7, 8 und 9 des § 4 Abs. 1
erhalten die Bezeichnungen „8", „9" und „10".

5. Im § 4 Abs. 2 erster Halbsatz treten an Stelle
der Worte „nach § 10 Abs. 1 zum Bezug einer
Unterstützung" die Worte „für die Unterstützungs-
zahlungen".

6. Dem § 7 Abs. 1 werden folgende Sätze ange-
fügt:

„Der Landeshauptmann von Vorarlberg kann im
Interesse einer einfacheren Ermittlung der Beiträge
nach Anhörung des Verwaltungsausschusses mit
Verordnung gestatten, daß die unter lit. c genann-
ten Gewerbetreibenden die Stichlohnsumme nach
folgender Formel ermitteln dürfen: Stichlohn-
summe = MMSS x WA x 4. Hiebei steht MMSS
für den Mindest-Maschinenstundensatz (§13
Abs. 1) und WA für die gesetzliche
Wochen-Arbeitszeit der Vorarlberger Stickereiin-
dustrie in Doppelschicht. Für den Geltungszeit-
raum einer solchen Verordnung sind den unter
lit. a und b genannten Gewerbetreibenden die von
diesen geleisteten Beiträge auf deren Antrag inso-
weit zurückzuzahlen, als sie jene Beiträge überstei-
gen, die sie zu entrichten gehabt hätten, wenn die
Stichlohnsumme nach der vorstehenden Formel
ermittelt worden wäre; dieser Beitragsausgleich
erfolgt jeweils für ein Kalenderjahr und ist späte-
stens bis 15. Feber des Jahres zu beantragen, das
auf das Jahr folgt, für das der Beitragsausgleich
beantragt wird."

7. § 7 Abs. 3 zweiter Halbsatz lautet:

„sie haben sich hiebei der vom Verwaltungsaus-
schuß ausgegebenen Formblätter zu bedienen oder
ihre Aufzeichnungen entsprechend den vom Ver-
waltungsausschuß ausgegebenen Richtlinien zu
führen."

8. § 8 lautet:

„§ 8. Der Landeshauptmann von Vorarlberg
kann nach Anhörung der Kammer der gewerbli-
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chen Wirtschaft für Vorarlberg und der Kammer
für Arbeiter und Angestellte für Vorarlberg unter
Berücksichtigung der dem Verwaltungsausschuß
zur Verfügung stehenden finanziellen Mittel sowie
der noch offenen Unterstützungsansprüche
Abschläge oder Zuschläge zu den Beiträgen gemäß
§ 7 auf bestimmte Zeit festsetzen; bei der Festset-
zung der Abschläge und Zuschläge ist auch die
wirtschaftliche Lage der Vorarlberger Stickerei-
wirtschaft zu berücksichtigen."

9. § 9 Abs. 5 lautet:

„(5) Beiträge, die nicht rechtzeitig abgeführt
werden, hat der Verwaltungsausschuß zuzüglich
eines Säumniszuschlages mit Bescheid vorzuschrei-
ben. Dieser Säumniszuschlag ist mit dem um die
Zahl zwei erhöhten Eskontzinsfuß der Oesterrei-
chischen Nationalbank (§ 48 Abs. 4 des National-
bankgesetzes 1955), der im Zeitpunkt der Fälligkeit
der Beiträge festgesetzt war, von den geschuldeten
Beiträgen zu berechnen."

10. § 10 Abs. 1 Z 2 lautet:

„2. jede Maschine, für die eine Unterstützung
beansprucht wird, mindestens 18 Monate vor
der erstmaligen Antragstellung um Zuerken-
nung einer Unterstützung in den Betrieb ein-
gestellt und für sie Beiträge nach § 7 Abs. 1
lit. a oder lit. c in der Mindesthöhe des
25fachen täglichen höchsten Unterstützungs-
betrages ohne Abstufung (§12 Abs. 1) ent-
richtet hat,"

11. Im § 10 Abs. 1 Z 4 tritt an Stelle des Wortes
„und" ein Beistrich.

12. Im § 10 Abs. 1 Z 5 tritt an Stelle des Punktes
nach dem Wort „hat" das Wort „und".

13. Dem § 10 Abs. 1 wird folgende Z 6 angefügt:

„6. die Maschinen, für die eine Unterstützung
beantragt wird, während der Dauer der
Unterstützung maschinen- und personalmä-
ßig betriebsbereit hält."

14. § 10 Abs. 2 bis 5 lauten:

„(2) Bei den im § 7 Abs. 1 lit. c genannten
Gewerbetreibenden ist die Voraussetzung des
Abs. 1 Z 2 so zu berechnen, daß die von diesen
Gewerbetreibenden entrichteten Beiträge nur in
jener Höhe berücksichtigt werden, die sich ergeben
hätte, wenn sie ihre Beiträge wie die im § 7 Abs. 1
lit. a genannten Gewerbetreibenden zu entrichten
gehabt hätten.

(3) Gewerbetreibenden, die Stickereien auf
eigene Rechnung erzeugen (§ 7 Abs. 1 lit. c), bleibt
der Anspruch auf Unterstützung unbeschadet der
Bestimmungen der Abs. 1, 2, 4, 5, 6 und 7 auch
dann gewahrt, wenn sie die erhaltenen Aufträge auf
die Erzeugung von Stickereien (ausgenommen
Sticklohnaufträge) nicht im eigenen Betrieb, son-

dern durch Gewerbetreibende mit einem Standort
im Lande Vorarlberg gegen Lohn ausführen lassen.

(4) Zur Vermeidung unbilliger Härten kann der
Verwaltungsausschuß in besonders berücksichti-
gungswürdigen Fällen eine Unterstützung oder
eine Teilunterstützung, deren Höhe unter Bedacht-
nahme auf die Berücksichtigungswürdigkeit des
Falles festzulegen ist, auch dann gewähren, wenn
die Voraussetzungen gemäß Abs. 1 Z 1, 2, 5 und 6
nicht oder nicht voll gegeben sind.

(5) Die fortlaufende Unterstützung ist nicht zu
gewähren, wenn der Unterstützungswerber die
Plombierung einer Maschine unwirksam macht,
wenn er sich weigert, die Maschine plombieren zu
lassen, wenn bei ihm die Einhaltung der Laufzeiten
(Betriebszeiten) oder der Mindeststichpreise nicht
überprüft werden kann; wenn über das Vermögen
des Unterstützungswerbers der Konkurs eröffnet
worden ist oder wenn ein Antrag auf Eröffnung des
Konkurses über das Vermögen des Unterstützungs-
werbers mangels eines zur Deckung der Kosten des
Konkursverfahrens voraussichtlich hinreichenden
Vermögens abgewiesen worden ist."

15. Dem §10 werden folgende Abs. 6 und 7
angefügt:

„(6) Eine gewährte fortlaufende Unterstützung
ist einzustellen, wenn die Voraussetzungen für ihre
Gewährung nicht mehr vorliegen. Als Zeitpunkt
der Wirksamkeit der Einstellung ist jener Tag fest-
zulegen, an dem nicht mehr alle Voraussetzungen
für die Gewährung der Unterstützung gegeben
sind. Unterstützungen, die über diesen Tag hinaus
bezogen wurden, sind vom Verwaltungsausschuß
zuzüglich eines Zuschlages zurückzufordern. Die-
ser Zuschlag ist mit dem um die Zahl drei erhöhten
Eskontzinsfuß der Oesterreichischen Nationalbank
(§ 48 Abs. 4 des Nationalbankgesetzes 1955), der
im Zeitpunkt der Wirksamkeit der Einstellung fest-
gesetzt war, von den zurückgeforderten Unterstüt-
zungen zu berechnen.

(7) Der Empfänger einer Unterstützung hat dem
Verwaltungsausschuß unverzüglich bekanntzuge-
ben, wenn die Voraussetzungen für den Bezug
einer Unterstützung nicht mehr gegeben sind."

16. Nach § 10 wird folgender § 10 a eingefügt:

„§ 10 a. (1) Der Verwaltungsausschuß kann nach
Maßgabe der §§ 12, 14 und 15 eine einmalige, nicht
rückzahlbare finanzielle Unterstützung für die Ver-
schrottung von Maschinen gewähren, wenn der
Unterstützungswerber

1. das Gewerbe der Maschinenstickerei (Auto-
mat-, Pantograph- oder Handmaschinenstik-
kerei) vor der Antragstellung durch minde-
stens 18 Monate selbständig befugt ausgeübt
hat und

2. die Verschrottung der Maschine, für die die
Unterstützung beantragt wird, nachweist.
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(2) Anläßlich der Gewährung einer Unterstüt-
zung sind vom Verwaltungsausschuß jene Auflagen
vorzuschreiben, die im einzelnen Fall notwendig
sind, damit der Zweck der Unterstützung erreicht
wird.

(3) Der Verwaltungsausschuß hat die Unterstüt-
zung zurückzufordern, wenn der Bezieher der
Unterstützung innerhalb des gemäß § 12 Abs. 2
festgelegten Zeitraums eine oder mehrere Maschi-
nen in seinen Betrieb einstellt und dadurch eine
Erweiterung der Kapazität seines Betriebes gegen-
über der Kapazität, die durch das Wegfallen der
verschrotteten Maschine gegeben war, bewirkt
wird.

(4) Der Verwaltungsausschuß hat die Unterstüt-
zung ebenfalls zurückzufordern, wenn beim Bezie-
her der Unterstützung nicht überprüft werden
kann, ob er durch die Einstellung einer oder mehre-
rer Maschinen innerhalb der gemäß § 12 Abs. 2
festgelegten Frist eine Erweiterung der Kapazität
seines Betriebes bewirkt hat.

(5) Die Unterstützung ist gemäß Abs. 3 und 4
zuzüglich eines Zuschlages zurückzufordern. § 10
Abs. 6 letzter Satz gilt sinngemäß, wobei der für die
Berechnung des Zuschlages maßgebende Zeitpunkt
im Falle der Zurückforderung gemäß Abs. 3 der
Tag der Einstellung der Maschine in den Betrieb
und im Falle der Zurückforderung gemäß Abs. 4
der Zeitpunkt des Empfangs der Unterstützung ist.

(6) Der Empfänger einer Unterstützung hat dem
Verwaltungsausschuß unverzüglich die Einstellung
einer Maschine in seinen Betrieb innerhalb der
gemäß § 12 Abs. 2 festgelegten Frist anzuzeigen."

17. §11 Abs. 2 lautet:

„(2) Im Falle der Gewährung einer fortlaufenden
Unterstützung beginnt die Bezugsdauer mit dem
der Plombierung (Abs. 1) folgenden Tag, es sei
denn, daß in einer Verordnung gemäß Abs. 3 ande-
res bestimmt ist."

18. Dem §11 werden folgende Abs. 3 und 4
angefügt:

„(3) Der Landeshauptmann von Vorarlberg kann
nach Anhörung des Verwaltungsausschusses unter
Berücksichtigung der wirtschaftlichen Lage der
Vorarlberger Stickereiwirtschaft und der Urlaubs-
gewohnheiten in der Vorarlberger Stickereiwirt-
schaft durch Verordnung jeweils für den Zeitraum
eines Jahres für jede Stickmaschine unterstützungs-
freie Plombierungstage (Abs. 1) festlegen, die vor
dem Beginn des Unterstützungsbezugs zurückzule-
gen sind; der Unterstützungsbezug beginnt erst,
wenn der Gewerbetreibende die in der Verordnung
festgelegten unterstützungsfreien Plombierungs-
tage im Ausmaß aller seiner Maschinen zurückge-
legt hat. Der Landeshauptmann kann weiters
bestimmte Unterstützungstage für einen bestimm-
ten Zeitraum aufheben.

(4) Auf die während eines Jahres gemäß der Ver-
ordnung nach Abs. 3 zurückzulegenden unterstüt-
zungsfreien Plombierungstage sind auch Plombie-
rungstage im zusammenhängenden Ausmaß von
mindestens einer Woche anzurechnen, für die
keine Unterstützung beantragt und bezogen
wurde; die Plombierungen für solche Tage sowie
die Abnahme der Plomben sind auf Antrag des
Gewerbetreibenden vom Leiter des Verwaltungs-
ausschusses zu veranlassen. Für diese Plombierun-
gen gelten sinngemäß dieselben Voraussetzungen
wie für jene eines Unterstützungsbezuges — ausge-
nommen § 10 Abs. 1 Z 3."

19. § 12 lautet:

„§ 12. (1) Der Landeshauptmann von Vorarlberg
hat die Unterstützungstage und die Höhe der zu
gewährenden fortlaufenden Unterstützungen nach
Anhörung des Verwaltungsausschusses mit Verord-
nung festzulegen. Hiebei können auch im Hinblick
auf die Bezugsdauer und das Ausmaß der von
einem Unterstützungswerber bereits bezogenen
Unterstützungen abgestufte fortlaufende Unterstüt-
zungen festgelegt werden. Bei der Festlegung ist
auf die vorhandenen finanziellen Mittel und auf die
wirtschaftliche Lage der Vorarlberger Stickerei-
wirtschaft Bedacht zu nehmen.

(2) Der Landeshauptmann von Vorarlberg hat
die Höhe der zu gewährenden einmaligen Unter-
stützung sowie den Zeitraum gemäß § 10 a Abs. 3
nach Anhörung des Verwaltungsausschusses festzu-
legen; hiebei kann die Höhe der Unterstützung
unter Berücksichtigung der Kapazität, des Alters
und des technischen Standards der Maschine fest-
gelegt werden. Bei der Festlegung ist auf die vor-
handenen finanziellen Mittel und auf die wirt-
schaftliche Lage der Vorarlberger Stickereiwirt-
schaft Bedacht zu nehmen."

20. Der bisherige § 13 erhält die Absatzbezeich-
nung „(1)".

21. Dem § 13 wird folgender Abs. 2 angefügt:

„(2) Wenn infolge der gemäß Abs. 1 festgesetz-
ten Betriebszeiten für Stickmaschinen die Ausfüh-
rung von Stickaufträgen trotz Einsatz der zur Ver-
fügung stehenden Maschinen innerhalb der übli-
chen Lieferzeit nicht möglich ist, kann der Verwal-
tungsausschuß in Einzelfällen auf Antrag eine län-
gere Laufzeit (Betriebszeit) als die in der Verord-
nung gemäß Abs. 1 zugelassene mit Bescheid festle-
gen."

22. § 14 lautet:

„§ 14. Über Anträge auf Gewährung einer
Unterstützung und auf Zurückzahlung von Beiträ-
gen im Rahmen des Beitragsausgleichs gemäß § 7
Abs. 1 sowie über die Einstellung und Rückforde-
rung einer Unterstützung entscheidet der Verwal-
tungsausschuß mit Bescheid."
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23. § 15 Abs. 2 letzter Satz entfällt.

24. Im § 15 Abs. 3 werden nach den Worten „§ 9
Abs. 5" die Worte „und § 10 Abs. 6" eingefügt.

25. § 16 Abs. 1 lautet:

„§ 16. (1) Wer den Bestimmungen des § 4 Abs. 2,
des § 7 Abs. 3, des § 10 Abs. 7, des § 10 a Abs. 6
oder einer Verordnung gemäß § 13 Abs. 1 zuwider-
handelt oder die vorsätzliche Unwirksammachung
einer Plombierung herbeiführt oder gemäß § 10 a
Abs. 2 vorgeschriebene Auflagen nicht einhält,
begeht, sofern die Tat nicht nach anderen Rechts-
vorschriften gerichtlich zu bestrafen ist, eine Ver-
waltungsübertretung und ist mit Geldstrafe bis zu
80000 S, im Falle der Uneinbringlichkeit mit Arrest
bis zu sechs Wochen, zu bestrafen."

26. Dem § 16 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Die auf Grund dieses Bundesgesetzes ver-
hängten Geldstrafen fließen dem Verwaltungsaus-
schuß zu und sind gemäß § 1 Abs. 3 zu verwen-
den."

27. § 18 Abs. 2 lautet:

„(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Handel, Gewerbe und
Industrie betraut."

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Mai 1985 in
Kraft.

(2) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes in Geltung stehenden Verordnun-
gen, die auf Grund des Stickereiförderungsgesetzes
idF vor dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
erlassen worden sind, bleiben, soweit nicht durch
dieses Bundesgesetz eine diesbezügliche Regelung
getroffen wird, als Bundesgesetze in Geltung. Sie
treten mit der Neuerlassung der jeweiligen Verord-
nung auf Grund des Stickereiförderungsgesetzes
idF des Art. I dieses Bundesgesetzes außer Kraft.

(3) Verordnungen auf Grund dieses Bundesge-
setzes können bereits von dem seiner Kundma-
chung folgenden Tag an erlassen werden.

(4) Die Zuständigkeit zur Vollziehung dieses
Bundesgesetzes bestimmt sich nach § 18 Abs. 2 des
Stickereiförderungsgesetzes idF des Art. I Z 27 die-
ses Bundesgesetzes.

Kirchschläger

Sinowatz

1 8 8 . Bundesgesetz vom 19. April 1985, mit
dem das Zollgesetz 1955 geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Zollgesetz 1955, BGBl. Nr. 129, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 485/
1981, in der Fassung der Kundmachung BGBl.
Nr. 362/1984 wird wie folgt geändert:

1. Als § 10 wird eingefügt:

„ N a c h w e i s p f l i c h t

§ 10. Wer bei der Abfertigung eine abgaben-
rechtliche Begünstigung oder eine Verfahrenser-
leichterung in Anspruch nehmen will oder eine
Nachsicht der Verletzung von Verpflichtungen
nach diesem Bundesgesetz anstrebt, hat dies gel-
tend zu machen und das Vorliegen der hiefür maß-
gebenden Voraussetzungen dem Zollamt nachzu-
weisen. Wenn der Nachweis nach den Umständen
nicht zumutbar ist, genügt die Glaubhaftmachung."

2. Der § 14 Abs. 1 lautet:

„(1) Als kleiner Grenzverkehr im Sinn dieses
Bundesgesetzes gilt die Verbringung von Waren
über die Zollgrenze zwischen Orten in den einan-
der gegenüberliegenden inländischen und ausländi-
schen Zollgrenzbezirken, wenn die Verbringung
durch Personen erfolgt, die in einem der beiden
Zollgrenzbezirke ihren gewöhnlichen Wohnsitz
(§ 93 Abs. 4) haben, und die Entfernung jedes der
beiden Orte vom Ort des Grenzübertritts in der
Luftlinie nicht mehr als 50 km beträgt. Wenn ein
ausländischer Zollgrenzbezirk nicht durch völker-
rechtliche Vereinbarungen bestimmt ist, gilt als
kleiner Grenzverkehr unter den sonstigen Voraus-
setzungen des ersten Satzes die Verbringung von
Waren zwischen dem inländischen Zollgrenzbezirk
und einem ausländischen Gebietsstreifen von 15 km
Tiefe entlang der Zollgrenze."

3. Der § 25 lautet:

„ B e s o n d e r e B e f u g n i s s e d e r Z o l l -
o r g a n e ( O r g a n e d e r Z o l l ä m t e r u n d

d e r Z o l l w a c h e )

§ 25. (1) Den Zollorganen obliegt, unbeschadet
der ihnen in diesem Bundesgesetz oder anderen
Rechtsvorschriften zugewiesenen Aufgaben, auch
die Aufgabe, Zollzuwiderhandlungen zu verhin-
dern, aufzudecken und deren nähere Umstände zu
erforschen.

(2) Bei der Verfolgung von Zollzuwiderhandlun-
gen sind die Zöllorgane befugt, nach den Bestim-
mungen des Finanzstrafgesetzes Festnahmen,
Beschlagnahmen, Hausdurchsuchungen und Perso-
nendurchsuchungen vorzunehmen und auch son-
stige zur Feststellung des maßgeblichen Sachver-
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halts erforderliche Amtshandlungen zu setzen. Bei
gerichtlich zu ahndenden Zollzuwiderhandlungen
dürfen die Zollorgane bei Gefahr im Verzug Haus-
durchsuchungen auch ohne richterlichen Befehl
vornehmen.

(3) Die Zollorgane sind in Ausübung ihres Dien-
stes bei Gefahr im Verzug befugt, Waren zu
beschlagnahmen, wenn

a) dies zur Ausübung der allgemeinen Zollauf-
sicht erforderlich ist und andere in diesem
Bundesgesetz vorgesehene Maßnahmen zur
Aufrechterhaltung der allgemeinen Zollauf-
sicht nicht möglich oder nicht tunlich sind,
oder

b) Grund zur Annahme besteht, daß die Waren
Gegenstand einer Zuwiderhandlung gegen
ein gesetzliches Verbot hinsichtlich der Ein-
fuhr, Ausfuhr oder Durchfuhr oder des Ver-
suches einer solchen Zuwiderhandlung sind,
oder

c) ohne diese Beschlagnahme die spätere Gel-
tendmachung der Sachhaftung, die Abnahme
von Gegenständen, auf deren Verfall oder
Einziehung rechtskräftig erkannt worden ist,
oder die Einbringung von bundesrechtlich
geregelten öffentlichen Abgaben und Neben-
ansprüchen zu diesen oder von Geldstrafen,
Wertersatzstrafen oder Kosten eines Finanz-
strafverfahrens gefährdet wären, oder

d) diese Waren als Beweismittel in einem Ver-
fahren zur Erhebung des Zolles benötigt wer-
den und ohne diese Beschlagnahme zu
befürchten ist, daß sie ansonsten für dieses
Verfahren nicht zur Verfügung stehen.

(4) Ohne Gefahr im Verzug darf eine Beschlag-
nahme nur in den Fällen des Abs. 3 lit. a und d und
nur auf Grund eines Bescheides des Zollamtes vor-
genommen werden.

(5) Die abgenommenen Waren sind ohne unnöti-
gen Aufschub der Behörde, die für die weiteren
Maßnahmen zuständig ist, abzuliefern. Ist die
Ablieferung nicht möglich, so ist diese Behörde
unverzüglich von der Beschlagnahme in Kenntnis
zu setzen. Für Maßnahmen der Zollbehörden gel-
ten die §§ 90 Abs. 1,91 und 92 des Finanzstrafge-
setzes sinngemäß.

(6) Befinden sich im Zeitpunkt der Beschlag-
nahme die Waren in einem Beförderungsmittel, so
kann dieses zur Beförderung der Waren an einen
für die Verwahrung geeigneten Ort verwendet wer-
den, wenn eine Umladung nicht oder nur mit
unverhältnismäßigem Aufwand möglich ist."

4. Im § 30 wird der Punkt am Schluß der lit. j
durch einen Strichpunkt ersetzt und werden fol-
gende lit. k und 1 angefügt:

„k) menschliche und tierische Körperteile zur
Übertragung auf einen bestimmten Men-
schen;

1) Erinnerungsgeschenke und Ehrenpreise zur
Übergabe an Teilnehmer an Konferenzen,
Kongressen und ähnlichen Veranstaltungen;
haben diese Waren einen allgemeinen Ver-
kehrswert, so ist die Zollfreiheit nur zu
gewähren, wenn die Empfänger ihren
gewöhnlichen Wohnsitz im Zollausland
haben und die Waren in das Zollausland mit-
nehmen."

5. Der bisherige Wortlaut des § 31 erhält die
Absatzbezeichnung „(1)" und folgender Abs. 2
wird angefügt:

„(2) Die Begünstigung nach Abs. 1 lit. a, d, e und
f erstreckt sich nicht auf die Einfuhrumsatzsteuer,
wenn die Waren entgeltlich von einem Unterneh-
mer geliefert werden."

6. Der § 34 Abs. 5 lautet:

„(5) Die vorstehenden Absätze gelten auch für
den kleinen Grenzverkehr (§ 14 Abs. 1)."

7. Der § 35 Abs. 2 bis 5 lautet:

„(2) Wenn im Hinblick auf Abs. 1 lit. a letzter
Halbsatz eine Verzollung zu erfolgen hat, ist
mündliche Warenerklärung zulässig. Bei gewerb-
lich verwendeten Beförderungsmitteln (§ 93 Abs. 3)
genügt es, daß der Lenker anläßlich der Stellung
des Beförderungsmittels dem Eintrittszollamt die
Behebung von Schäden schriftlich anzeigt; der Hal-
ter des Beförderungsmittels hat sodann bis zum
Ende des auf die Stellung folgenden Monats beim
Hauptzollamt des Finanzlandesdirektionsbereiches,
in dem das Beförderungsmittel seinen Standort hat,
eine schriftliche Warenerklärung abzugeben; der
Halter unterliegt der besonderen Zollaufsicht.

(3) Die Zollfreiheit nach Abs. 1 lit. b erstreckt
sich bei Betriebsmitteln zum Antrieb von Kraftfahr-
zeugen oder zum Betrieb der Kühlanlage eines
Kraftfahrzeuges oder eines von diesem mitgeführ-
ten Anhängers oder Behälters nur auf die Mengen,
die sich in den gewöhnlichen, mit der Antriebsma-
schine oder der Kühlanlage in Verbindung stehen-
den Kraftstoffbehältern befinden, sowie auf eine
weitere Menge von zehn Litern in Reservebehäl-
tern.

(4) Bei Lastkraftwagen und Zugmaschinen gilt
Abs. 3 nur für eine Menge von insgesamt höchstens
200 Litern. Anläßlich der Ausfuhr von Betriebsmit-
teln ist der Zoll nicht zu vergüten.

(5) Sind im Hinblick auf Abs. 3 oder 4 neben
dem Zoll auch andere Eingangsabgaben zu erhe-
ben, so kann das Zollamt zur Vereinfachung des
Verfahrens einheitliche Bemessungsgrundlagen und
alle Eingangsabgaben umfassende Pauschalsätze
anwenden, wenn der Verfügungsberechtigte keine
Festsetzung der einzelnen Eingangsabgaben ver-
langt. Die Verrechnung der einzelnen Eingangsab-
gaben entsprechend den für sie anzuwendenden
finanzgesetzlichen Ansätzen ist sicherzustellen."
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8. Der § 40 Abs. 1 lit. d lautet:
„d) die in lit. a genannten Waren, ausgenommen

Heizmaterialien, sowie sonstige Waren, die
für ausländische Kulturinstitute, die auf
Grund völkerrechtlicher Vereinbarungen
errichtet sind, oder für der Förderung kultu-
reller oder wirtschaftlicher Beziehungen mit
dem Ausland dienende Einrichtungen, deren
Aufwand überwiegend vom Ausland aus
getragen wird, eingeführt und für deren
Lehr-, Forschungs- und Informationstätigkeit
verwendet werden."

9. Dem § 40 Abs. 3 wird folgender Satz ange-
fügt:

„In den Fällen, in denen Personen nach völker-
rechtlichen Vereinbarungen über den Amtssitz
internationaler Organisationen das Recht einge-
räumt ist, alle vier Jahre ein Kraftfahrzeug zollfrei
einzuführen, ermäßigt sich der zu erhebende Zoll
für jedes vollendete Jahr der Verwendungspflicht
um ein Viertel, wenn das Kraftfahrzeug vor Ablauf
der Verwendungspflicht anläßlich der Beendigung
des Dienstes des Begünstigten im Zollgebiet und
dessen Rückkehr in das Zollausland veräußert
wird."

10. Im § 52 a Abs. 2 werden im ersten Satz die
Worte „oder zur Ausfuhr bestimmter" aufgehoben
und nach dem ersten Satz folgender Satz einge-
fügt:

„Unter den gleichen Voraussetzungen können die
Zollämter erster Klasse von der Verpflichtung zur
Stellung von zur Ausfuhr bestimmten Waren
befreien und die Abgabe von Sammelwarenerklä-
rungen bewilligen."

11. Der § 52 a Abs. 3 lautet:

„(3) Die Bewilligungen nach Abs. 1 und 2 haben
die Waren, für die die Begünstigung gewährt wird,
den Zeitraum, für den die Waren in einer Sammel-
warenerklärung zusammengefaßt werden dürfen,
und erforderlichenfalls die zur Sicherung der Ein-
bringung des Zolles notwendigen Maßnahmen im
Sinn dieses Bundesgesetzes zu bestimmen; der Zeit-
raum darf einen Monat nicht übersteigen. Die
Bewilligungen können auf eine bestimmte Gel-
tungsdauer eingeschränkt werden. In einer Bewilli-
gung nach Abs. 1 oder 2 kann zur Vereinfachung
des Verfahrens auf Antrag auch zugelassen wer-
den, daß von den Zollämtern bei der Beförderung
der den Gegenstand der Bewilligung bildenden
Waren zu erhebende sonstige Abgaben, die keine
Eingangs- oder Ausgangsabgaben sind, im Verfah-
ren nach Abs. 4 erhoben werden; der Antragsteller
gilt als Mitschuldner dieser Abgaben. Im übrigen
hat das Zollamt im Rahmen des § 26 Abs. 2 lit. b
die zur Ausübung der besonderen Zollaufsicht not-
wendigen Anordnungen zu treffen."

12. Im § 59 treten folgende Absätze an die Stelle
der Abs. 4 und 5:

„(4) Mit zollamtlicher Bestätigung können auch
die nach diesem Bundesgesetz zu erhebenden
Kosten (§§ 184 bis 191) sowie die von den Zolläm-
tern bei der Zollabfertigung zu erhebenden sonsti-
gen Abgaben, die keine Eingangs- oder Ausgangs-
abgaben sind, festgesetzt werden, wenn dies zur
Vereinfachung des Verfahrens zweckmäßig ist. Die
zollamtliche Bestätigung ersetzt den nach den
betreffenden Abgabenvorschriften ansonsten zu
erlassenden Bescheid; für die Erhebung dieser
Abgaben und Kosten gelten die §§ 174 bis 176 und
179 bis 183 sinngemäß.

(5) Zollamtliche Bestätigungen gelten, soweit sie
eine Abgabenschuld betreffen, als Abgabenbe-
scheide. Mit der Zustellung an den Verfügungsbe-
rechtigten gelten sie auch als dem Warenempfänger
zugestellt, wenn dieser in der zollamtlichen Bestäti-
gung oder in der dieser zugrunde liegenden
Warenerklärung als Warenempfänger genannt ist.

(6) Zollamtliche Bestätigungen können auch
durch Ausfolgung bei einem Zollamt oder beim
Bundesrechenamt zugestellt werden. Im Fall der
Ausfolgung bei einem Zollamt kann eine Emp-
fangsbestätigung unterbleiben, wenn das Datum
der Ausfertigung gleich dem der Ausfolgung ist."

13. Dem § 67 Abs. 4 wird folgender Satz ange-
fügt:

„Unter den Voraussetzungen des § 89 Abs. 2 erster
Satz kann zur Vereinfachung des Verfahrens
bewilligt werden, daß ein solcher Vormerkverkehr
als Vormerkverkehr auf Vormerkrechnung geführt
wird; § 89 Abs. 2 zweiter und dritter Satz gilt
sodann sinngemäß."

14. Der § 93 Abs. 2 lit. a Z 3 lautet:
„3. der Halter des Beförderungsmittels ein Miet-

wagenunternehmen ist, das seine Geschäfts-
tätigkeit vom Zollausland her ausübt, und
der Benützer, der seinen gewöhnlichen
Wohnsitz im Zollgebiet hat, das nur für eine
Fahrt gemietete und in das Zollgebiet einge-
brachte Beförderungsmittel innerhalb von
vier Tagen entweder in das Zollausland
zurückbringt oder nach Abs. 9 einem Miet-
wagenunternehmen übergibt;"

15. Der § 93 Abs. 9 lautet:

„(9) Ein nach Abs. 2 lit. a Z 1 oder lit. b vorge-
merktes Beförderungsmittel darf im Zollgebiet
einer anderen Person überlassen werden, die zur
Benützung vorgemerkter Beförderungsmittel nach
diesen Bestimmungen berechtigt ist. Ein vorge-
merktes Beförderungsmittel darf einem Mietwa-
genunternehmen zur Weitervermietung oder zur
unmittelbaren Rückbringung in das Zollausland
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übergeben werden. Die Weitervermietung darf nur
für Fahrten an einen im Zollausland gelegenen
Bestimmungsort erfolgen. Das Beförderungsmittel
darf auch an eine nicht nach Abs. 2 lit. a Z 1 oder
lit. b begünstigte Person vermietet werden; in die-
sem Fall ist das Beförderungsmittel aber innerhalb
von vier Tagen, gerechnet vom Zeitpunkt der
Übergabe durch das Mietwagenunternehmen, in
das Zollausland zu verbringen. Das Mietwagenun-
ternehmen hat seine Tätigkeit dem Hauptzollamt
am Sitz der Finanzlandesdirektion anzuzeigen, in
deren Bereich es seinen Sitz oder eine Betriebsstätte
hat; es unterliegt der besonderen Zollaufsicht
(§ 26). Wenn für das Beförderungsmittel ein Vor-
merkschein ausgestellt wurde, hat das Mietwagen-
unternehmen die Übernahme unter Angabe des
Zeitpunktes auf dem Vormerkschein zu bestätigen;
das Beförderungsmittel gilt damit als vorgemerkt
(Abs. 7), sofern nicht die Zollschuld bereits früher
unbedingt geworden ist. Als Vormerknehmer gilt
jeweils die Person, welche das Beförderungsmittel
verwendet; der § 177 Abs. 2 gilt entsprechend. Im
Fall der Weitervermietung durch ein Mietwagenun-
ternehmen haftet dieses für eine hinsichtlich des
Beförderungsmittels unbedingt gewordene Zoll-
schuld."

16. Der § 98 Abs. 3 und 4 lautet:

„(3) Zum Betrieb eines Zollagers bedarf es einer
Bewilligung (Lagerbewilligung). Die Bewilligung
ist zu erteilen, wenn für den Betrieb des Zollagers
ein Bedürfnis des Warenverkehrs oder der Wirt-
schaft besteht. Zur Erteilung der Lagerbewilligung
ist für öffentliche Zollager der Bundesminister für
Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
ster für Handel, Gewerbe und Industrie und für
Zolleigenlager die Finanzlandesdirektion zustän-
dig.

(4) In der Lagerbewilligung sind der Standort
des Zollagers, die Lagerräume und die zur Lage-
rung zugelassenen Waren zu bestimmen; auf
Antrag können zur Vereinfachung des Warenver-
kehrs auch Lagerflächen im Freien zur Lagerung
von Waren, die üblicherweise nicht in geschlosse-
nen Räumen gelagert werden, zugelassen werden.
In unmittelbarer Nähe der Lagerräume oder Lager-
flächen gelegene Umschlagflächen können als zum
Zollager gehörig bestimmt werden, wenn ihre
Überwachung keinen besonderen Aufwand für das
Zollamt erfordert. Hinsichtlich der Verpflichtung
zur Abgabe schriftlicher Warenerklärungen und
der Ausstellung von Niederlagescheinen können in
der Lagerbewilligung zur Vereinfachung des Ver-
fahrens Erleichterungen zugelassen werden, wenn
die Zollaufsicht dadurch nicht beeinträchtigt wird.
In der Lagerbewilligung sind erforderlichenfalls
weiters die zur Sicherung der Einbringung des Zol-
les notwendigen Anordnungen zu treffen. Die
Lagerbewilligung kann auch auf bestimmte Zeit
erteilt werden."

17. Die §§ 104 und 105 haben zu lauten:

„ E i n l a g e r u n g v o n W a r e n

§ 104. Für die Abfertigung zum Zollagerverkehr
ist schriftliche Warenerklärung erforderlich, sofern
in der Lagerbewilligung nicht anderes bestimmt ist.
Erfolgt die Einlagerung nach § 52 Abs. 7 von Amts
wegen, so entfällt die Warenerklärung.

§ 105. Das Zollamt ist berechtigt, die zur Einla-
gerung beantragten Waren der äußeren und der
inneren Beschau zu unterziehen sowie sie zu
besichtigen und zu verwiegen."

18. Der § 108 Abs. 2 erster Halbsatz lautet:

„Andere als die nach Abs. 1 allgemein zugelassenen
Behandlungen von Lagerwaren hat der Bundesmi-
nister für Finanzen allgemein oder für einzelne
Fälle zu bewilligen, wenn Nachteile für einzelne
Bereiche der österreichischen Wirtschaft nicht zu
befürchten sind oder unter Bedachtnahme auf die
Interessen der gesamten österreichischen Wirt-
schaft solche Nachteile unberücksichtigt bleiben
müssen;"

19. Im § 109 tritt folgender Absatz an die Stelle
der Abs. 1 bis 6 und erhalten die bisherigen Abs. 7
und 8 die Bezeichnung „(2)" und „(3)":

„(1) Die Auslagerung von Waren ist nur zulässig,
wenn die Waren zu einem anderen Zollverfahren
abgefertigt worden sind."

20. Der § 119 Abs. 3 dritter Satz lautet:

„Wird das Begleitscheingut nach Ablauf der Stel-
lungsfrist gestellt, so ist die Ersatzforderung vom
Empfangszollamt auf Antrag zu erlassen, wenn die
Überschreitung der Frist nicht bereits nach § 122
Abs. 2 nachzusehen ist; die Zollhängigkeit bleibt
hiedurch unberührt."

21. Der § 120 Abs. 4 zweiter Satz wird aufgeho-
ben.

22. Der § 121 Abs. 3 und 4 lautet:

„(3) Das Anweisungszollamt ist berechtigt, die
Waren der äußeren und der inneren Beschau zu
unterziehen sowie sie zu besichtigen und zu verwie-
gen.

(4) Eine Besichtigung ist jedenfalls vorzuneh-
men, wenn dies zur Festhaltung der Nämlichkeit
erforderlich ist."

23. Dem § 121 wird folgender Abs. 8 angefügt:

„(8) Das Zollamt kann zur Vereinfachung des
Verfahrens oder im besonderen öffentlichen Inter-
esse die Stellungspflicht als erfüllt annehmen und
von der Ausfertigung eines Begleitscheines absehen,
wenn durch amtliche Begleitung oder Überwa-
chung der Waren gewährleistet erscheint, daß die
Waren unverändert wiederausgeführt oder einem
Zollamt gestellt werden; die Waren gelten als zum
Begleitscheinverfahren abgefertigt."
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24. Der § 123 lautet:

„V e r f a h r e n b e i m E m p f a n g s z o l l -
a m t im B e g l e i t s c h e i n v e r f a h r e n

§ 123. (1) Das Empfangszollamt ist berechtigt,
das Begleitscheingut der äußeren und der inneren
Beschau zu unterziehen sowie es zu besichtigen
und zu verwiegen.

(2) Der Begleitschein ist vom Empfangszollamt
einzuziehen. Dem Warenführer ist auf Verlangen
eine Bestätigung über die Stellung des Begleit-
scheingutes auszustellen.

(3) Der Austritt des Begleitscheingutes aus dem
Zollgebiet ist vom Empfangszollamt zu überwa-
chen."

25. Der § 127 lautet:

„§ 127. (1) Waren des freien Verkehrs, die von
einem Ort des Zollgebietes über ausländisches Zoll-
gebiet an einen anderen Ort des Zollgebietes ent-
sprechend den nachstehenden Bestimmungen
befördert werden (Zwischenauslandsverkehr), blei-
ben bei der Wiedereinfuhr in das Zollgebiet zoll-
frei. Zollhängige oder im Eingang vorgemerkte
Waren können zwecks Fortführung des vorange-
gangenen Zollverfahrens ebenfalls dem Zwischen-
auslandsverkehr unterzogen werden.

(2) Soweit nicht in völkerrechtlichen Vereinba-
rungen die Verwendung eines bestimmten Vor-
druckes festgelegt ist oder sich aus Abs. 4 etwas
anderes ergibt, genügt für die Abfertigung zum
Zwischenauslandsverkehr mündliche Warenerklä-
rung. Das Zollamt hat die Nämlichkeit der Waren
in sinngemäßer Anwendung des § 114 zu sichern.
Als zollamtliche Bestätigung ist der Zwischenschein
zu erteilen; wer die Abfertigung beantragt hat, ist
Zwischenscheinnehmer.

(3) Einer Abfertigung zum Zwischenauslandsver-
kehr bedarf es nicht, wenn die Waren

a) im Gewahrsam öffentlicher Verkehrsunter-
nehmen befördert werden und gewährleistet
erscheint, daß sie unverändert rückgebracht
werden, oder

b) im Reiseverkehr befördert werden, nicht zum
Handel bestimmt sind und keinen Verboten
oder Beschränkungen hinsichtlich ihrer Aus-
fuhr unterliegen;

die Waren gelten als zum Zwischenauslandsverkehr
abgefertigt.

(4) Im Zwischenauslandsverkehr mit ausfuhrzoll-
pflichtigen Waren oder mit Waren, die einem Aus-
fuhrverbot oder einer Ausfuhrbeschränkung unter-
liegen, gelten die Bestimmungen dieses Bundesge-
setzes über das Begleitscheinverfahren sinngemäß;
der Zwischenscheinnehmer hat die gleichen Pflich-
ten wie der Begleitscheinnehmer. Wenn die Zollbe-
lastung geringfügig ist, hat das Zollamt jedoch
lediglich nach Abs. 1 bis 3 vorzugehen."

26. Der § 132 Abs. 7 lautet:

„(7) Anläßlich der Verbringung von Waren in
den Bahnzollraum ist das Zollamt berechtigt, die
Waren der äußeren oder der inneren Beschau zu
unterziehen sowie sie zu besichtigen. Das Eisen-
bahnunternehmen hat die Waren auf Verlangen
des Zollamtes zu verwiegen."

27. Dem § 157 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Wird eine im Rahmen der Postverzollung
verzollte Sendung, die dem Empfänger von der
Post- und Telegraphenverwaltung nicht ausgefolgt
werden konnte, neuerlich dem Zollamt zwecks
Neufestsetzung des Zolles gestellt, so gilt die zoll-
amtliche Bestätigung als aufgehoben."

28. Der § 172 Abs. 5 lautet:

„(5) Wenn ein Reisender hinsichtlich mitgeführ-
ter Waren, auf die ein Eingangsabgabenbetrag oder
ein Ausgangsabgabenbetrag von nicht mehr als
2000 S entfällt, die Stellungs-, Erklärungs-, Offen-
legungs- oder Wahrheitspflicht verletzt oder zu
verletzen versucht, sind dadurch begangene
Finanzvergehen nicht zu verfolgen, wenn der Rei-
sende unter Verzicht auf die Einbringung einer
Berufung (§ 255 Abs. 1 BAO) neben den Eingangs-
oder Ausgangsabgaben eine Abgabenerhöhung in
der Höhe dieser Abgaben entrichtet oder, wenn
eine für die Zollabfertigung erforderliche Voraus-
setzung fehlt, die Vernichtung der Waren bean-
tragt; § 7 Abs. 4 letzter Satz gilt entsprechend. Der
Verzicht ist schriftlich auf der zollamtlichen Bestä-
tigung zu erklären."

29. Dem § 172 wird folgender Abs. 13 angefügt:

„(13) Der Bundesminister für Finanzen kann
weiters zur Vereinfachung der Zollabfertigung
durch Verordnung für alle oder bestimmte Zolläm-
ter gestatten, daß alle oder bestimmt bezeichnete
Reisende durch optische Hilfsmittel wie Aufkleber
oder Plaketten anzeigen dürfen, daß in dem von
ihnen benutzten Beförderungsmittel keine der Stel-
lungspflicht unterliegenden Waren mitgeführt wer-
den. Eine solche Anzeige kommt der Erklärung des
Reisenden gleich, daß er keine anderen Waren mit-
führt."

Artikel II
1.Dieses Bundesgesetz tritt hinsichtlich des Arti-

kels I Z 5 mit 1. Jänner 1986, im übrigen mit 1. Juni
1985 in Kraft.

2.Die Zuständigkeit zur Vollziehung dieses Bun-
desgesetzes richtet sich nach § 192 Abs.. 2 des Zoll-
gesetzes 1955.

Kirchschläger
Sinowatz
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189. Bundesgesetz vom 19. April 1985, mit
dem das Kraftfahrzeugsteuergesetz 1952 geän-

dert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Kraftfahrzeugsteuergesetz 1952, BGBl.
Nr. 110, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 179/1954, 52/1958, 83/1963, 227/1965, 223/
1967, 384/1973, 138/1978, 299/1981 und 587/
1983 wird wie folgt geändert:

Dem § 5 werden folgende Absätze angefügt:

„(5) 1. Dem Steuerschuldner ist die Steuer für
mit einem Fremdzündungsmotor ausgestattete Per-
sonenkraftwagen, Kombinationskraftwagen und
andere Kraftwagen, die sich von diesen nur durch
den Aufbau unterscheiden, anläßlich der ersten
Zulassung im Inland pauschal zu erstatten, wenn

die Kraftwagen bei dieser Zulassung gemäß den im
Typen- oder im Einzelgenehmigungsbescheid
getroffenen Feststellungen den für solche Kraftwa-
gen mit einem Hubraum über 1 500 cm3 mit 1. Jän-
ner 1987, mit einem Hubraum bis 1 500 cm3 mit
1. Jänner 1988 in Kraft tretenden kraftfahrrechtli-
chen Abgasvorschriften entsprechen; dies gilt
jedoch nicht für geländegängige Kraftwagen.

2. Für bereits zum Verkehr zugelassene Kraftwa-
gen, die nach den Feststellungen des Landeshaupt-
mannes durch nachträglich vorgenommene Ände-
rungen in einen Zustand gebracht wurden, für den
die Einhaltung der in Z 1 genannten Abgasvor-
schriften nachgewiesen ist, gilt Z 1 sinngemäß.

3. Die Kraftfahrbehörde hat das Finanzamt von
der ersten Zulassung (Feststellung der Änderung)
der in Z 1 und Z 2 genannten Kraftwagen in
Kenntnis zu setzen.

4. Das Ausmaß der Erstattung beträgt

(6) Über die Erstattung ist ein Bescheid nur zu
erlassen, wenn der Steuerschuldner geltend macht,
daß sein Anspruch nicht erfüllt wurde. Zu Unrecht
gewährte Erstattungen sind mit Bescheid rückzu-
fordern.

(7) Mit einem Fremdzündungsmotor ausgestat-
tete Personenkraftwagen, Kombinationskraftwagen
und andere Kraftwagen, die sich von diesen nur
durch den Aufbau unterscheiden, die den im Abs. 5
angeführten kraftfahrrechtlichen Abgasvorschriften
nicht entsprechen, sind

a) bei einem Hubraum bis 1 500 cm3, wenn die
erste Zulassung im Inland nach dem 30. Sep-
tember 1986 erfolgt,

b) bei einem Hubraum über 1 500 cm3, wenn
die erste Zulassung im Inland nach dem
30. September 1985 erfolgt,

in die nächsthöhere als die für sie nach der Art des
Kraftwagens maßgebende Jahressteuer einzurei-
hen; bei einem Hubraum über 4000 cm3 beträgt
die Jahressteuer 15 600 S."

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Oktober
1985 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen im Einverneh-
men mit dem Bundesminister für öffentliche Wirt-
schaft und Verkehr betraut.

Kirchschläger
Sinowatz
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